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Antwort 

der Burdesreg'erung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Burger, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen- 
stein, Graf Stauffenberg, Braun, Rollmann, Dr. Götz, Frau Dr. Wex, Frau Dr. Neu- 
meister, Frau Stommel, Frau Hürland, Frau Schleicher, Frau Schroeder (Detmold), 
Frau Verhülsdonk, Müller (Remscheid), Dr. Biüm, Picard, Dr. von Bismarck, Dr 
Hammans, Schröder (Wilhelminenhof) und Genossen 
- Drucksache 7 2050 - 

Detr. Zahlungen an contergangeschädigte Kinder 


Del Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 7. Juni 1974 - 014 - KA 7 - 42 - die Kleine An- 
frage im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Justiz und 
dem Bandesminister der Finanzen wie folg^ beantwortet: 


1 Weldie Möglichkeit siehi die Bundesregierung, die mit der Stif- 
tung „Hilfswerk für behinderte Kinder' vom 17. Dezember 1971 
erstrebte Lösung, .für die betroffenen Kinder sdineile und 
unbürokratische Hilfe zu gewähren, wirksamer als bisher durch- 
zusetzen? 

2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Stiftung „Hilfs- 
werk für behinderte Kinder' sich als funktionsfähig im Hinblick 
auf eine ausreichende finanzielle Entschädigung an den betroffe- 
nen Peisonenkreis erwiesen hat? 

Beide Fragen stehen in einem unmittelbaren sachlichen Zusam- 
menhang und werden deshalb gemeinsam beantwortet. 

Das Gesetz über die Errichtung einer Stiftung „Hilfswerk für 
behinderte Kinder" (StHG) ist am 31. Oktober 1972 in Kraf': ge- 
treten. Unverzüglich nach Konstituierung der Stiftungsorgane 
hat die Stiftung ihre Arbeit aufgenommen und an die Ansprudis- 
berechtigten Vorauszahlungen auf die zu erwartenden end- 
gültigen Kapitalentschädigungen geleistet und damit eine 
schnelle und unbürokratische Hilfe gewährt. 

Entsprechend dem gesetzlichen Auftrag hat die Stiftung zugleidi 
damit begonnen, die Grundlagen für die endg^ Uige Schadens- 
bewertung zu erarbeiten. Das Ergebnis dieser Arbeiten ist Be- 
standteil der vom Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit erlassenen „Richtlinien für die Gewährung von Lei- 
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stungen wegen Contergan-Schadensfällen" vom 28. September 
1973. Diese Richtlinien regeln das gesamte Verfahren bei der 
endgültigen Bewilligung von Kapitalentschädigungen, Renten 
und Beihilfen, 

Für die Leistungen wegen Contergan-Schadensfällen stehen der 
Stiftung 150 Mio DM zur Verfügung; das sind 50 Mio DM mehr, 
als nach dem Vergleich mit der Firma Chemie-Grünenthal zur 
Auszahlung gekommen wären. Die zusätzlichen Mittel hat die 
Bundesregierung zur Verfügung gestellt. Außerdem werden die 
Erträgnisse aus diesem Kapital für die Leistungen nach Teil II 
StHG verwendet. 

Schon aus diesem Grund sind die Kinder auf Dauer gesehen 
nach der gesetzlichen Regelung besser gestellt, als wenn sie 
Entschädigungsleistungen im Rahmen des mit der Firma 
Chemie-Grünenthal geschlossenen Vergleichs erhalten hätten. 
Der Vergleich sah lediglich eine einmalige Kapitalabfindung 
vor. Das Gesetz bietet demgegenüber den Kindern neben einer 
Kapitalentschädigung eine lebenslange Sicherung in Form einer 
Rente, die bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen für einen 
langen Zeitraum kapitalisiert werden kann. Darüber hinaus 
werden die Leistungen nach dem Stiftungsgesetz steuerlich 
privilegiert; die Leistungen sind einkommensteuerfrei und sie 
gehören nicht zum sonstigen Vermögen im Sinne des 
Bewertungsgesetzes. 

Während die Leistungen aus dem Vergleich im Rahmen von 
Unterhaltsleistungen und von öffentlichen Sozialleistungen in 
vollem Umfange nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschrif- 
ten zu berücksichtigen wären, enthält das Gesetz insoweit eine 
besonders günstige Sonderregelung. Nach dem Stiftungsgesetz 
sind Rückforderungsansprüche der Sozialleistungsträger wegen 
in der Vergangenheit erbrachter Leistungen ausgeschlossen. 
Auch bei der Bemessung von Unterhaltsleistungen und von 
Sozialleistungen der öffentlichen Hand dürfen die Leistungen 
nach dem Stiftungsgesetz in der Regel nicht angerechnet wer- 
den. Es handelt sich also um echte Zusatzleistungen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Stiftungsrege- 
lung die wirksamste Form der Entschädigung für die contergan- 
geschädigten Kinder darstellt. Sie ist ferner der Auffassung, daß 
die Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder" den an sie 
gestellten Anforderungen in vollem Umfang entspricht. 


3. In welcher Höhe und an wie viele Personen wurden bislang die 
nach dem Stiftungsgesetz vorgesehenen Leistungen - entweder 
als Kapitalabfindung oder als Rentenzahlungen - vorgenommen? 

An 2376 Anspruchsberechtigte sind Abschlagszahlungen auf die 
zu erwartenden Kapitalentschädigungen in einer Gesamthöhe 
von 22 179 Mio DM ausgezahlt worden. 

In 1521 Fällen konnten die Kapitalentschädigungen endgültig 
festgesetzt werden. 
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1507 Anspruchsberechtigte erhalten bereits laufende Renten- 
zahlungen. Hierfür sind im Monat Juni 1974 572 350 DM aufzu- 
wenden. Das entspricht einer Durchschnittsrente von rund 
380 DM. 

In 47 Fällen wurden an die Eltern verstorbener Kinder Beihilfen 
gezahlt. 

Insgesamt hat die Stiftung bis zum 24. Mai 1974 für Abschlags- 
zahlungen auf die Kapitalentschädigungen, für Kapitalentschädi- 
gungen und Zinsen, für Beihilfen, für Renten, Rentennachzah- 
lungen und Rentenkapitalisierungen rund 48 Mio DM an die 
Anspruchsberechtigten ausgezahlt. 


4. Bis zu welchem Zeitpunkt glaubt die Bundesregierung, die nach 
dem Gesetz zu erbringenden Leistungen abschließend regeln zu 
können? 


Unter der Voraussetzung, daß die Eltern der anspruchsberechtig- 
ten Kinder die von ihnen erbetenen Antragsunterlagen der Stif- 
tung baldmöglichst zur Verfügung stellen, ist damit zu rechnen, 
daß alle Leistungsbescheide endgültig bis Ende 1974 erteilt 
werden können. 

Stellt sich nach rechtskräftiger Bescheidung aller Antragsteller 
heraus, daß der zur Verfügung stehende Betrag von 150 Mio 
DM nicht ausgeschöpft ist, so wird die Kapitalentschädigung 
nach § 17 StHG durch Rechtsverordnung des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit entsprechend erhöht. Ob 
und in welchem Umfang eine Erhöhung in Betracht kommt, kann 
im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht übersehen werden. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß aufgrund 
der anhaltenden inflationären Entwicklung die den berechtigten 
Personen zustehenden Leistungen sich ständig wertmäßig ver- 
schlechtern, und sieht sie hier die Möglichkeit, einen ent- 
sprechenden Ausgleich zu schaffen? 


Durch die im Gesetz über die Errichtung einer Stiftung „Hilfs- 
werk für behinderte Kinder" vorgesehenen Leistungen sollten 
die contergangeschädigten Kinder besser gestellt werden als bei 
einer Abwicklung des Vertrages mit der Firma Chemie-Grünen- 
thal. Das ist nach wie vor der Fall. Die Leistungen nach dem Stif- 
tungsgesetz bedeuten allerdings keine volle Versorgung der 
Contergan-Kinder, sondern gewähren in erster Linie einen Scha- 
denausgleich. Ihre Höhe bestimmt sich daher auch nicht nach 
dem wirtschaftlichen Bedürfnis des einzelnen, sondern nach der 
Art und Schwere seiner Behinderung, bezogen auf die Anzahl 
der nach dem Stiftungsgesetz Berechtigten und ihrer Behinde- 
rungen sowie auf das bei der Bescheiderteilung vorhandene und 
zur Verteilung vorgesehene Stiftungskapital, 

Für eine Versorgung der Contergangeschädigten über den Scha- 
densausgleich hinaus kommen andere Leistungsgesetze in Be- 
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tracht, deren weitgehend uneingeschränkte Anwendung durch 
das Stiftungsgesetz über eine Nichtanrechnungsklausel aus- 
drücklich gesichert ist. Soweit eine solche Versorgung nach an- 
deren Gesetzen erfolgt, tritt im übrigen ein Angleichungseffekt 
an die wirtschaftliche Entwicklung dadurch ein, daß die Renten 
in Höhe der vergleichbaren Grundrenten des Bundesversor- 
gungsgesetzes bei der Ermittlung von Einkommen anrechnungs- 
frei bleiben. Diese Freibeträge haben sich laufend erhöht. Wäh- 
rend 1971 der monatliche Freibetrag bei einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von 100 v. H. noch 330 DM betragen hat, sind 
heute 428 DM anrechnungsfrei. 



